
 
 
 

Merkblatt „Akutkredit“ (AK5) 
(Vergabegrundsätze entsprechend Antragsvordruck 100 Tz. 9.6 Bestätigungen)  
 
Der Akutkredit wird aus Haushaltsmitteln des Freistaats Bayern, die aus dem Gewinn der LfA stammen, zinsverbilligt, und 
von der LfA Förderbank Bayern zinsgünstig refinanziert. 
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1 Kreditnehmerkreis 

Die Darlehen sollen vorwiegend mittelständischen Un-
ternehmen der gewerblichen Wirtschaft mit Betriebs-
stätte oder Niederlassung in Bayern zugute kommen. Es 
können nur tragfähige gewerbliche Vollerwerbstätigkei-
ten berücksichtigt werden. 

Antragsberechtigt sind neben Unternehmen der ge-
werblichen Wirtschaft mit einem Jahresumsatz (Kon-
zernumsatz) bis einschließlich 500 Mio. EUR auch nicht 
gewerblich betriebene Kur- und Rehabilitationseinrich-
tungen. 

Nicht antragsberechtigt sind 

• freiberuflich Tätige, 

• Unternehmen, wenn mehr als 50 % ihres Kapitals  
oder ihrer Stimmrechte direkt oder indirekt von einer 
oder mehreren öffentlichen Stellen oder Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts einzeln oder gemeinsam 
kontrolliert werden, 

• Unternehmen, die sich in einem Insolvenzverfahren 
befinden oder die im deutschen Recht vorgesehenen 
Voraussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens auf Antrag ihrer Gläubiger erfüllen.  

2 Verwendungszweck 

Durch die Gewährung der Darlehen sollen Betrieben, 
die in Liquiditäts- und Rentabilitätsschwierigkeiten gera-
ten sind, im Interesse der Erhaltung von Arbeitsplätzen 
umfassende Hilfen geboten werden. 

Im Zusammenhang mit der Konsolidierung sind deshalb 
folgende Maßnahmen durch langfristiges Fremdkapital 
förderfähig: 

• Umschuldungen kurzfristiger Verbindlichkeiten: 

− Umschuldungen aus dem Kontokorrent, 

− Umschuldungen sonstiger Verbindlichkeiten (auch 
für noch nicht endgültig finanzierte Investitionen, de-
ren Bilanzausweis nicht länger als 3 Jahre zurück-
liegt) und von innerhalb eines Jahres fälligen Til-
gungsraten, 

− Ablösung von Lieferantenverbindlichkeiten, 

• Betriebsmittel zur Aufrechterhaltung der Zahlungsfä-
higkeit, 

• Investitionen zur Anpassung an geänderte Umfeldbe-
dingungen. 

Die Ausschlusskriterien des Merkblatts „Nachhaltig-
keitsgrundsätze für Programmkredite der LfA För-
derbank Bayern“ sind zu beachten. 

3 Darlehensbedingungen 

3.1 Konditionen 

Der Zinssatz für die Darlehen wird zwischen Hausbank 
und Endkreditnehmer in Abhängigkeit von Bonität und 
Besicherung – innerhalb vorgegebener Grenzen – indi-
viduell vereinbart (siehe Merkblatt „Kreditnehmerinfor-
mation zum risikogerechten Zinssystem“). 

Die risikoabhängigen Zinsobergrenzen, Angaben zu 
Darlehenslaufzeiten und zum Auszahlungssatz können 
unserer aktuellen Übersicht der Darlehenskonditionen 
entnommen werden. 

Es gelten die Konditionen des Zusagedatums der LfA. 
Die Hausbank wird den Endkreditnehmer über die Zu-
sage der LfA entsprechend unterrichten und die Kondi-
tionen vereinbaren.  

Zwischen den angebotenen Laufzeittypen kann frei ge-
wählt werden. Auf Wunsch können für ein Vorhaben 
auch verschiedene Laufzeittypen sowie abweichend 
von den Standardlaufzeiten verkürzte Gesamtlaufzei-
ten (ganzjährig, mindestens 3 Jahre) und Tilgungsfrei-
jahre (mindestens 1 Freijahr) beantragt werden. 

Für nicht abgerufene Darlehensbeträge wird nach Ab-
lauf eines bereitstellungsprovisionsfreien Zeitraums 
von 6 Monaten (gerechnet vom Tage der Darlehenszu-
sage der LfA an) bis zum vollständigen Abruf oder ei-
nem Verzicht auf das Darlehen, spätestens bis zum Ab-
lauf der Abruffrist des Darlehens (ein Monat vor Til-
gungsbeginn) eine Bereitstellungsprovision von 
2 % p. a. berechnet. Bei verbürgten Darlehen beträgt 
die Abruffrist 6 Monate nach Darlehenszusage der LfA. 

Die Zins- und Tilgungszahlung und ggf. die Zahlung der 
Bereitstellungsprovision erfolgt monatlich jeweils zum 
Monatsende. 

Außerplanmäßige Tilgungen sind ohne Zahlung einer 
Vorfälligkeitsentschädigung möglich. 

3.2 Höhe der Förderung 

Die förderfähigen Maßnahmen können zu 100 % finan-
ziert werden. 

Der Darlehenshöchstbetrag beträgt für alle Laufzeitty-
pen 2.000.000 EUR. 

4 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

4.1 Beihilferechtliche Grundlage 

Die Darlehen werden als sogenannte De-minimis-Beihil-
fen auf Grundlage der De-minimis-Verordnung (EU) 
Nr. 1407/2013 vom 18.12.2013, veröffentlicht im Amts-
blatt der EU Nr. L 352/1 vom 24.12.2013, in der Fassung 
der Verordnung (EU) Nr. 2020/972 vom 02.07.2020 
(Amtsblatt der EU Nr. L 215/3 vom 07.07.2020), verge-
ben.  

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen 
bzw. per Beihilferechner ermittelt werden. Diese Beihil-
fewerte dienen der Orientierung in der Informations- und 
Beratungsphase und sind unverbindlich. Maßgeblich 
sind allein die Beihilfewerte, die die LfA zum Zeitpunkt 
der Kreditzusage zugrunde legt.  

Weiterführende Informationen enthält unser Merkblatt 
„Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und Definiti-
onen“. 
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4.2 Konsolidierungsanlass 

Akzeptierbare Gründe für die bestehenden Liquiditäts- 
und Rentabilitätsschwierigkeiten können z. B. sein: 

• Schwache Branchenkonjunktur, 

• Forderungsausfälle, 

• Verlust eines Hauptabnehmers, 

• Anlaufverluste, 

• kurzfristige Finanzierung von Investitionen, 

• unzureichende Rentabilität wegen Managementfeh-
lern. 

Kein Anlass für die Gewährung von Akutkrediten sind: 

• Verluste aufgrund unverhältnismäßig hoher Privatent-
nahmen bzw. zu hoher Geschäftsführergehälter. 

• Überschuldung des Unternehmens, sofern dem Mi-
nuskapital nicht in ausreichendem Umfang stille Re-
serven, nachrangige Gesellschaftermittel oder be-
trieblich haftendes Privatvermögen gegenüberstehen. 
Ausnahmsweise kann auch akzeptiert werden, dass 
die Überschuldung mittelfristig (i. d. R. bis zu 2 Jahre) 
weggefertigt wird, sofern die künftige Ertragskraft mit-
telfristig eine Fortführung des Unternehmens objektiv 
erwarten lässt (Überlebens- oder Fortbestehensprog-
nose). 

• Notwendigkeit der Umschuldung langfristiger Darle-
hen. 

4.3 Konsolidierungskonzept 

Voraussetzung für einen Akutkredit ist das Vorliegen ei-
nes tragfähigen Gesamtkonsolidierungskonzepts, das 
eine nachhaltige Verbesserung der betrieblichen Situa-
tion erwarten lässt und Beiträge des Darlehensnehmers 
und der Hausbank enthält. 

Mögliche Beiträge des Darlehensnehmers sind: 

• Rentabilitätsverbessernde Maßnahmen wie Um-
stellungen, Rationalisierungen, Erschließung neuer 
Absatzmärkte, 

• Verbesserungen im Kosten-/Rechnungswesen, 

• Veräußerung nicht benötigten betrieblichen Anla-
gevermögens, 

• Einbringen von Eigenmitteln. 

Beitrag der Hausbank muss in jedem Fall sein, das Kon-
solidierungsvorhaben im Rahmen des vorgelegten Kon-
zepts mit zu tragen und den bisherigen Gesamtkredit-
rahmen während der Laufzeit des Akutkredits aufrecht-
zuerhalten. 

Im Konsolidierungskonzept ist anhand einer Umsatz- 
und Ertragsplanung für das laufende und das folgende 
Geschäftsjahr darzulegen, dass der zukünftige Kapital-
dienst erbracht und eine angemessene Eigenkapital-
ausstattung erreicht werden kann. 

Die Hausbank hat im Antrag das Vorliegen eines akzep-
tierten Konsolidierungsanlasses und eines plausiblen 
Konsolidierungskonzepts zu bestätigen (vgl. Tz. 7 des 
Merkblatts). 

5 Mehrfachförderung 

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der EU 
nicht überschritten werden (siehe Merkblatt „Beihilfe-
rechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“, 
insbesondere Tzn. 5 und 10) kann der Akutkredit mit an-
deren öffentlichen Finanzierungshilfen kombiniert wer-
den. 

6 Risikoentlastung 

Bei nicht ausreichender Absicherung kann eine Bürg-
schaft der LfA bzw. der Bürgschaftsbank Bayern GmbH 
beantragt werden. 

7 Antragsverfahren 

Die Anträge sind bei der Hausbank (Bank oder Spar-
kasse) einzureichen. Die Darlehen werden über die 
Hausbanken unter deren Eigenhaftung ausgereicht. 

Die Antragstellung erfolgt mit dem Vordruck 100. Dar-
über hinaus ist der Vordruck 120 (Erklärung zum Antrag 
auf Gewährung eines Darlehens/einer Bürgschaft bei 
De-minimis-Beihilfen) einzureichen.  

In Tz. 4.2 „Vorhabensbeschreibung“ des Vordrucks 100 
ist anzugeben, ob der Kredit überwiegend der Umschul-
dung, der Finanzierung von zusätzlichen Betriebsmitteln 
oder von Neuinvestitionen dient. 

In Tz. 9.5 „Ggf. weitere Erläuterungen“ des Vordrucks 
100 hat die Hausbank das Vorliegen des in Tz. 4.2 und 
4.3 des Merkblatts benannten Konsolidierungsanlasses 
und -konzepts zu bestätigen. Werden nicht alle Voraus-
setzungen erfüllt bzw. handelt es sich um Grenz- oder 
Zweifelsfälle, ist der LfA das Konsolidierungskonzept 
vorzulegen. 

Bei kleineren Förderfällen mit einem Darlehensbetrag 
von bis zu 100.000 EUR wird auf die Erstellung eines 
Konsolidierungskonzepts verzichtet, wenn die Haus-
bank im Antrag (Vordruck 100) in Tz. 9.5 folgende Er-
klärung abgibt: "Bei dem Unternehmen liegt ein akzep-
tierbarer Konsolidierungsanlass entsprechend Tz. 4.2 
des LfA-Merkblatts "Akutkredit" vor und plausible Kon-
solidierungsmaßnahmen sind eingeleitet bzw. geplant, 
die wir mittragen. Hauptsächlich handelt es sich dabei 
um folgende Maßnahmen: <stichwortartige Aufzäh-
lung>". 

Wird gleichzeitig eine Bürgschaft beantragt, können die 
bei LfA-Bürgschaften bzw. Bürgschaften der Bürg-
schaftsbank Bayern GmbH zusätzlich einzureichenden 
Antragsvordrucke und Unterlagen dem Merkblatt „An-
tragsunterlagen“ entnommen werden. Die Vorlage des 
Konsolidierungskonzepts wird in diesen Fällen immer 
vorausgesetzt. 

Vorgespräche zur Klärung von Zweifelsfällen sind mög-
lich. 

Den Hausbanken steht bei Anträgen, die üblicherweise 
per Post an die LfA gesendet werden, die Möglichkeit 
offen, diese von ihr und dem Antragsteller unterzeichne-
ten Unterlagen auch in elektronischer Form (Fax oder 
PDF-Scan per E-Mail) bei der LfA einzureichen. Voraus-
setzung hierfür ist, dass die Hausbank wirksame Wil-
lenserklärungen per Fax/PDF-Scan abgibt. Reicht die 
Hausbank die Antragsunterlagen per Fax/PDF-Scan per 
E-Mail bei der LfA ein, sichert sie damit konkludent zu, 
dass eine rechtsverbindliche Zeichnung der Hausbank 
bereits dann vorliegt, wenn sie ihre Erklärungen und Be-
stätigungen auch per Fax bzw. PDF-Scan per E-Mail 
übermittelt und dass das an die LfA übermittelte Fax 
bzw. der übermittelte Scan bildlich und inhaltlich dem 
Original entspricht. Die Übermittlung per E-Mail muss 
durch eine geeignete Verschlüsselung vor dem Zugriff 
Dritter geschützt werden. 

Liegen die Voraussetzungen für eine elektronische Ar-
chivierung der Antragsunterlagen nicht vor oder macht 
die Hausbank davon keinen Gebrauch, so ist der Ori-
ginalantrag in Papierform bei der Hausbank aufzube- 
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wahren. Die Antragstellung im ICOM-Verfahren erfolgt 
weiterhin über eine definierte elektronische Schnitt-
stelle. 

Die LfA gestattet aus förderrechtlicher Sicht der Haus-
bank, für die Antragsunterlagen auf die Aufbewahrung 
von Originalunterlagen zu verzichten und stattdessen 
die Originaldokumente durch elektronische Archivierung 
aufzubewahren. Voraussetzung für die Möglichkeit der 
elektronischen Archivierung anstelle der papierhaften 
Aufbewahrung von originalen Antragsunterlagen ist, 
dass die Hausbank dasselbe Verfahren und dieselbe 
Sorgfalt wie bei der Archivierung ihrer eigenen Unterla-
gen anwendet, die Archivierungsvorgaben analog 
§§ 257 HGB, 147 AO und die Grundsätze der ordnungs-
mäßigen Buchführung einhält und die Hausbank sicher-
stellt, dass die digitalen Dokumente 

• bildlich und inhaltlich mit dem Original in Papierform 
übereinstimmen, wenn sie lesbar gemacht werden, 

• während der Dauer der Aufbewahrungsfrist jederzeit 
verfügbar sind, unverzüglich lesbar gemacht und 
maschinell ausgewertet werden können, 

• fälschungssicher sind und keine Angaben weggelas-
sen, hinzugefügt oder anders dargestellt werden 
können. 

Darüber hinaus hat die Hausbank zu prüfen, ob und in-
wiefern gesetzliche Schriftformerfordernisse bestehen 
oder weitergehende rechtliche Vorschriften zur Aufbe-
wahrung bestimmter Originaldokumente einzuhalten 
sind und deren Einhaltung sicherzustellen. 


